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Bundesgericht  

Tribunal  fédéral  

Tribunale  federale  

Tribunal federal 

Urteil vom  2.  Juni  2023 
IV.  öffentlich-rechtliche Abteilung 

Bundesrichter Wirthlin, Präsident, 
Gerichtsschreiber Grünvogel.  

1. ,  
2. ,  
3. ,  
4. ,  
5. , 
handelnd durch  

, 
Beschwerdeführer, 

gegen 

Kanton Bern, 
handelnd durch  die  Gesundheits-, Sozial- und 
lntegrationsdirektion  des  Kantons Bern, 
Generalsekretariat, Postfach,  3000  Bern  8,  
Beschwerdegegner. 

Sozialhilfe, 

Beschwerde gegen das Urteil  des  Verwaltungsgerichts  
des  Kantons Bern vom  5.  April  2023 (100.2022.193U).  

Besetzung 

Verfahrensbeteiligte 

Gegenstand 



Erwägungen:  

1.  
Nach  Art. 95 lit. a  BGG kann mit  der  Beschwerde insbesondere  die  
Verletzung  von  Bundesrecht gerügt werden.  Die  Verletzung blossen 
kantonalen Rechts bildet demgegenüber  (von den  hier nicht interessie-
renden Fällen gemäss  Art. 95 lit. c-e  BGG abgesehen) keinen selbst-
ständigen Beschwerdegrund. Hinsichtlich  der  Verletzung  von  Grund-
rechten (einschliesslich Willkür bei  der  Anwendung  von  kantonalem 
Recht oder bei  der  Feststellung  des  Sachverhalts) gilt  der in Art. 106  
Abs.  1  BGG verankerte Grundsatz  der  Rechtsanwendung  von  Amtes 
wegen nicht, weshalb insofern eine qualifizierte Rügepflicht besteht  
(Art. 106  Abs.  2  BGG; BGE  145  V  304  E.  1.2; 140 Ill 86  E.  2; 135  V  94  
E.  1;  je mit Hinweisen). Bei Beschwerden,  die  sich, wie vorliegend, ge-
gen ein  in  Anwendung kantonalen Rechts ergangenes Urteil richten, ist 
demnach anhand  der  massgeblichen Erwägungen  des  kantonalen 
Urteils klar und detailliert darzulegen, welche verfassungsmässigen 
Rechte und inwiefern sie durch dieses Urteil verletzt sein sollen.  

2.  
Die  Vorinstanz schützte im angefochtenen Urteil vom  5.  April  2023 den  
Entscheid  der  Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion  des  
Kantons Bern vom  30. Mai 2022  auf  die  gegen  die  Verfügung  der  

  vom  18.  Januar  2022  erhobene Beschwerde wegen Nicht-
einhaltens  der  Rechtsmittelfrist nicht einzutreten.  

3.  
Die  Beschwerdeführer zeigen nicht auf, inwieweit  die von der  Vorin-
stanz  in  diesem Zusammenhang getroffenen Sachverhaltsfeststellun-
gen offensichtlich unrichtig im Sinne  von Art. 97  Abs.  1  BGG, das 
heisst willkürlich (BGE  146 IV 88  E.  1.3.1 f.; 140 III 115  E.  2;  je mit 
Hinweisen), sein könnten. Genauso wenig legen sie dar, inwiefern  die  
darauf beruhenden Erwägungen gegen Bundesrecht verstossen oder 
einen anderen Beschwerdegrund (vgl.  Art. 95 lit. a-e  BGG) gesetzt 
haben sollen. Statt dessen tragen sie weitgehend ausserhalb davon 
Liegendes vor. Bezogen auf das allein streitgenenständliche vorin-
stanzlich bestätigte Nichteintreten werden  in der  Beschwerde zwar 
verschiedene Bestimmungen  der  EMRK angerufen, ohne dass dabei 
auch nur ansatzweise auf  die  vorinstanzliche Begründung eingegan-
gen würde. 
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\
Der  Präsident: 

Wirthlin 

Der Ge kr tsschr iber: 

4.  
Da  dieser Begründungsmangel offensichtlich ist, führt  dies  zu einem 
Nichteintreten auf das Rechtsmittel im vereinfachten Verfahren nach  
Art. 108  Abs.  1 lit. b  BGG.  

5.  
In  Anwendung  von Art. 66  Abs.  1  Satz  2  BGG wird ausnahmsweise auf  
die  Erhebung  von  Gerichtskosten verzichtet. Damit wird das mit Be-
schwerdeerhebung gestellte Gesuch um unentgeltliche Prozessfüh-
rung gegenstandslos. 

Demnach erkennt  der  Präsident:  

1  
Auf  die  Beschwerde wird nicht eingetreten.  

2.  
Es  werden keine Gerichtskosten erhoben.  

3.  
Dieses Urteil wird  den  Parteien und dem Verwaltungsgericht  des  Kan- 
tons Bern, Verwaltungsrechtliche Abteilung, schriftlich mitgeteilt. 

Luzern,  2.  Juni  2023  

Im Namen  der IV.  öffentlich-rechtlichen Abteilung  
des  Schweizerischen Bundesgerichts  
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